
 

 

Anfragen zum Plenum  

anlässlich der Plenarwoche in der 24. KW 2021 

 

 

 

Anfrage zum Plenum der Abgeordneten   Kerstin   C e l i n a   (GRÜ):  

 

„Welche konkreten Maßnahmen können die Staatsregierung bzw. Bezirke und Kommunen die 

für Verbesserung der Parkerleichterungen von Menschen mit Beeinträchtigungen oder Behin-

derungen ergreifen, die nicht die für den orangenen oder internationalen blauen Parkausweis 

notwendigen Merkmale im Schwerbehindertenausweise verfügen (z.B. Personen, die zwar 

keine außergewöhnliche Gehbehinderung haben, aber aufgrund von bestimmten Erkrankungen, 

bspw. einer Chemotherapie, stark in ihrer Mobilität eingeschränkt sind) und welche Kriterien 

gelten für die Erteilung einer befristeten Ausnahmegenehmigung nach § 46 Abs. 1 Nr. 11 

StVO. konkret?“ 

 

 

Staatssekretär   Gerhard   E c k   antwortet: 

 

Für die Verkehrsregelung auf öffentlichem Verkehrsgrund gelten bundesweit und ausschließ-

lich die Bestimmungen des Straßenverkehrsrechts. Dieses ist grundsätzlich privilegienfeind-

lich. Privilegierungen beim Halten und Parken sind durch das Straßenverkehrsgesetz (StVG) 

ausdrücklich nur zugunsten der Bewohner städtischer Quartiere mit erheblichem Parkraum-

mangel sowie zur Schaffung von Parkmöglichkeiten für schwerbehinderte Menschen mit au-

ßergewöhnlicher Gehbehinderung, mit beidseitiger Amelie oder Phokomelie oder vergleichba-

ren Funktionseinschränkungen sowie für blinde Menschen vorgesehen. Hieran sind neben dem 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur auch Behörden der Länder beim 

Vollzug des Straßenverkehrsrechts gebunden.  

 

Die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen für schwerbehinderte Menschen ist bundesein-

heitlich in der VwV zu § 46 Abs. 1 Nr. 11 StVO (Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Stra-

ßenverkehrs-Ordnung) geregelt. Der begünstigte Personenkreis „schwerbehinderte Menschen 

mit außergewöhnlicher Gehbehinderung“ ergibt sich aus § 229 Abs.  3 Sozialgesetzbuch Neun-

tes Buch (SGB IX).  

 



Es gilt der Grundsatz, dass Parkerleichterungen, auch aus behinderungspolitischen Erwägun-

gen, nur unter engen Voraussetzungen eingeräumt werden dürfen. Insbesondere Behinderten-

parkplätze sollen denjenigen schwerbehinderten Menschen vorbehalten bleiben, die auf ent-

sprechende Parkmöglichkeiten unbedingt und mehr als alle anderen angewiesen sind.  

 

Dies schließt nicht aus, dass auch Personen, welche die Voraussetzung für die Gewährung von 

Parkerleichterungen nach den Vorgaben der VwV-StVO („gelber Parkausweis“) nicht erfüllen, 

z. B. bei vorübergehender außergewöhnlicher Gehbehinderung und Vorlage einer fachärztli-

chen Bescheinigung im Wege einer Ausnahmegenehmigung zeitweilig von der Beachtung ein-

zelner, im Voraus bestimmter Verkehrszeichen befreit werden können (z. B. Befreiung von der 

Beachtung eines eingeschränkten Haltverbots vor einer Arztpraxis).  

 

Hinsichtlich der Gewährung von Ausnahmegenehmigungen nach § 46 der Straßenverkehrs-

Ordnung (StVO) ist jedoch grundsätzlich stets zu beachten, dass solche nur in sachlich beson-

ders gelagerten und dringenden Fällen gerechtfertigt sind und an den Nachweis solcher Dring-

lichkeit strenge Anforderungen zu stellen sind. Dazu sind besondere Umstände und ein drin-

gendes Bedürfnis im Einzelfall nachzuweisen. Die gesetzlichen Regelungen als solches dürfen 

nicht unterlaufen werden. 

 

Die Erteilung der Ausnahmegenehmigung steht im Ermessen der zuständigen Behörde, ein 

Rechtsanspruch besteht nicht. Die Entscheidung trifft die zuständige Straßenverkehrsbehörde 

nach pflichtgemäßem Ermessen, unter Berücksichtigung der örtlichen und persönlichen Um-

stände des Einzelfalls. Ein spezifischer Kriterienkatalog für die Erteilung einer entsprechenden 

Ausnahme besteht nicht. 


